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von mindestens 16.000 Euro
für jeden widerrechtlich In-
haftierten. Fortan wurde nie-
mand mehr wegen illegaler
Einreise inhaftiert. Am7. Fe-
bruar berichtete der Guar-
dian, dass die Regierung den
ersten Betroffenen eine Ent-
schädigung gewähren muss-
te.
Großbritannien nimmt der-

zeit neben Deutschland die
meistenFlüchtlingeinnerhalb
der EU auf: 76.000 waren es
i m vergangenen Jahr. Diese
Anzahl verweist Großbritan-
nien allerdings nur ins Mittel-
feld der Aufnahmeländer,
wenn man sie ins Verhältnis
zur Gesamtbevölkerungsetzt.
Weil die britische Regierung
das Schengener Abkommen
nicht unterzeichnete, besteht
keine Möglichkeit, uner-
wünschte Migranten schnell
wieder in eines der "Transit-
länder" abzuschieben. Da die
meisten Flüchtlinge über
Frankreich einreisen, wollte
Tony Blair denfranzösischen
Präsidenten Jacques Chirac
vor zwei Wochen bewegen, il-
legal Eingereiste gleich wie-
der zurückzunehmen. Dieser
lehnte ab, sti mmte jedoch
demEinsatz britischer Beam-
ter auf der Bahnstrecke zwi-
schenParis undDoverzu. Der
Eurotunnel gilt als eines der
letzten Schlupflöcher für Rei-
sende ohne Visum.
In ihrer Berichterstattung

über die Flüchtlingspolitik
sind die britischen Medien
kaum voneinander zu unter-
scheiden: So stilisisierte das
staatliche Fernsehen BBC ein
überfülltes Zentrum des

Roten Kreuzes in Calais zur
nationalen Bedrohung. Doch
immerhinsetzendieliberalen
Blätter Schlagworte wie
“Asyl−Shopping" oder “Asyl-
betrüger" in Anführungsstri-
che. Man erwartet, dass Pre-
mierminister Blair die Unter-
hauswahlenfür den3. Mai an-
setzt, und obwohl der Wahl-
kampf offiziell noch gar nicht
begonnen hat, ist die briti-
sche Politik schon jetzt i m
Wahlfieber.

Wie hoch kann die
Mauer werden?
Umden konservativen To-

ries die Möglichkeit zu neh-
men, das Asylthemazubeset-
zen, hat Labour das Treffen
der Innen− und Justizminister
der EUin Schweden zumAn-
lass genommen, eine rhetori-
sche Offensive gegen“human
traffickers" (Schleuser) zu
starten. In Stockholmforder-
te Jack Straw ein Netzwerk
europäischer Einwanderungs-
beamter, die vor allem nach
Bosnienentsandt werdensol-
len, um in Zusammenarbeit
mit der Polizeibehörde Euro-
pol die so genannte Sarajevo−
Route stillzulegen. Nach An-
sicht von Straw würden
"Schleuser" die unterschiedli-
chen Einreisegesetze inner-
halb der EU nutzen, um
Flüchtlinge über die Grenzen
zu bringen: "Wir sind be-
strebt, EU−Aktionen gegen
diese Quelle des Schmuggels
zukoordinieren." Zwei Drittel
der Mitgliedsländer schick-
ten daraufhin Beamte zu ei-
nem außerordentlichen Tref-
fennachLondon, umdie1999
in Tampere (Finnland) verab-
redete gemeinsame Asylpoli-
tik voranzutreiben. Die Lon-
doner Regierung zeigte sich
mit ihren Vorschlägen zur
Asyl− undEinwanderungspoli-
tik in der EU dem Hardliner
Deutschlandebenbürtig.
Der deutsche Bundesin-

nenminister Otto Schily
(SPD) begrüßte erwartungs-
gemäß die Forderungen sei-
nes britischen Amtskollegen,
Polizei− und Einwanderungs-
beamte in die Länder des
westlichen Balkans zu schi-
cken. Gleichzeitig kritisierte
er, dass bei dengeplantenEU−
Mindeststandards für Asyl-
verfahren auch nicht−staatli-
che Verfolgung als Asylgrund
anerkannt werdensoll.
Ruud Lubbers, der UN−

Hochkommissarfür Flüchtlin-
ge, erinnertedieeifrigenAsyl-
reformer auf dem Treffen in
Stockholmdaran, dass die EU
die Flüchtlingskonvention i m
Alleingangnicht ändernkann.
Abschließend bemerkte er:
"Auf jeden Fall wird keine
Mauer hoch genug sein, die
Menschen am Kommen zu
hindern."

AlexVeit

EU−ASYLPOLITIK

EuropasHintertür schließen

Die britische Regierung
gesellt sichzu den
asylpolitischen

Hardlinernin der EU. Und
setzt sich dabei sogarfür

eine"europäische
Lösung" ein. Anvisiert
sind EU−Richtlinien auf

demkleinsten
gemeinsamen Nenner.

EU−Harmonisierung – das
ist normalerweise nichts, was
die britische Regierung
wirklich begeistern kann.
Wenn es umFlüchtlinge geht,
scheint Großbritannien je-
doch die Union der Europäi-
schen Staaten größer zu
schreiben. Anfang Februar
startete die Blair−Regierung
eine Kampagne für eine ge-
meinsame Asylpolitik − und
wurde dafür selbst von den
notorisch anti−europäischen
britischenZeitungengelobt.

"Jeden Tag hören wir von
demHorror, denillegaleImmi-
granten in den Händen von
Schleusern durchmachen. Die
Anzahl der Toten in der letz-
ten Zeit spricht für sich
selbst", schrieben Premiermi-
nister Anthony Blair und sein
italienischer Amtskollege
Giuliano Amato vor zwei Wo-
cheni mObserver undimCor-
riere della Sera. Tatsächlich
ist es für Migranten aus den
Krisengebieten der Welt in-
zwischen so gut wie unmög-
lich, legal nach Großbritanni-
en zu reisen. Das Versteck-
spiel vor den britischen
Behördenhati mvergangenen
Jahr zumTod von 58 Flücht-
lingen aus China geführt, die
in einem Kühlcontainer zwi-
schen Belgien und Dover er-
stickten. Die Vorschläge der
Regierungschefs Italiens und
Großbritanniens, wie solche
Todesfälle in Zukunft zu ver-
hindern seien, haben vor al-
lemdas eine Ziel: eine Migra-
tionnach Westeuropa unmög-
lichzu machen. "Europas Hin-
tertür schließen", überschrie-
bensieihrenArtikel.

Mit der Hintertür sind die
Staaten des früheren Jugosla-
wien gemeint, durch die ein
Großteil der Migrantenin die
EU gelangt. Nun sollen die
Früchte des Kosovo−Krieges
geerntet werden: "Sowohl das
Vereinigte Königreich als
auch Italien sind gewillt, I m-
migrations− und Polizeibeam-
teauf denBalkanzuschicken,
um den Kampf gegen Men-
schenschmuggel direkt zu un-
terstützen", erklärten Blair
und Amato.

Die Früchte des Kosovo−
Kriegesernten
Sowohl in Großbritannien

als auch in Italien befinden
sich die Mitte−Links−Regierun-
gen im Wahlkampf gegen
rechte Parteien, die die Sti m-
mungsmache gegen Flüchtlin-
ge zu einem Kernthema ge-
macht haben. Soforderte die
britische KonservativePartei,
Asylbewerber bis zum Ab-
schluss ihres Verfahrens zu
internieren. Innenminister
Jack Strawsetzte dementge-
gen, dieses Vorhaben sei viel
zu teuer. Stattdessen schlug
er vor, Internierungslager in
den Krisengebieten selbst zu
errichten.
Nach dem deutschen Vor-

bild der "sicheren Herkunfts-
länder" solle eine in der gan-
zen EU gültige Liste erstellt
werden, in der drei Länderka-
tegorien festgelegt sind: si-
chere Länder, deren Bürger
kein Asyl beantragen können,
unsichere Länder, deren Bür-
ger in den vorgeschlagenen
Lagern − also außerhalb der

EU−Grenzen − eine Aufent-
haltsgenehmigung für die EU
beantragen können, und Län-
der, die als "bedingt" sicher
eingestuft werden. Ausreise-
willige sollen in ihrem Her-
kunftsland einen Asylantrag
stellen, der kritisch geprüft
werde. Dafür möchte Straw
sogar die Genfer Flüchtlings-
konvention von 1951 ändern:
"Potenzielle Migranten profi-
tieren von einem Aspekt der
Konvention, nämlich von der
VerpflichtungderStaaten, alle
Asylanträgezuprüfen, dieauf
ihrem Territorium gestellt
werden, so unbegründet sie
auchsein mögen."
Mit der Einhaltung dieser

Konvention nehmen es die
britischen Behörden schon
seit längerem nicht sehr
genau. Seit 1994 wurdenjähr-
lich etwa 1.000 Flüchtlingein-
haftiert, weil sie mit falschen
Papieren eingereist waren.
Das höchste britische Ge-
richt, der High Court unter
Richter Si mon Brown, hatte
schon 1999 festgestellt, dass
die Kombination von Visare-
gelungen und schweren Stra-
fen für Transportunterneh-
men, die Reisende ohne gülti-
ge Papiere in das Königreich
bringen, "esfür Flüchtlingeso
gut wie unmöglich gemacht
habe, auf der Suche nach
Schutz ohne falsche Doku-
mentezureisen".
Da die Genfer Konvention

ausdrücklich festlegt, dass
Personen wegenillegaler Ein-
reise nicht belangt werden
dürfen, verurteilte Brown das
britische Innenministerium
zu Entschädigungszahlungen
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AlexVeit istfreierJournalist,
zur Zeit in London.

Gimmefive: Tony
Blairgrüßt einen
albanischen
Flüchtlingwährend
eines Ona-Day-Stand
in einem
Flüchtlingslagerin
Stankovac bei
Skopje(Maze-
donien, Mai 1999).
Zu Hausesetzt sich
Blairfür
Internierungslagerin
Krisengebietenstatt
der Aufnahme von
Flüchtlingenin
Großbritannien ein.
(Foto: epa)


